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renddessen schieben andere staatliche Stellen, die 
Ausländerbehörden, diese so dringend benötigten 
Zeuginnen in Rekordzeit ab. Hinzu kommt die ein­
engende Handhabung des § 181 Nr. 2 StGB durch 
die Rechtsprechung, die ein Ausnutzen der Hilflo­
sigkeit des Opfers verneint, wenn die Betroffene 
weiß, daß sie sich in der Bundesrepublik prostitu­
ieren soll. 
Problem 
- mögliche Zeuginnen haben Angst vor Abschie­

bung, 
- Zeuginnen befürchten Übergriffe der Händler, 
- restriktive Auslegung des§ 181 Nr. 2 StGB durch 

die Rech.tsprechung. 
Vorschläge 
- Zusammenarbeit von Kriminalpolizei und Aus­

länderbehörden, 
- Aufenthaltserlaubnis für die Zeuginnen, 
- Schutz für die Zeuginnen bis zum Abschluß des 

Verfahrens, 
- Änderung der Auslegungspraxis bezüglich § 181 

Nr. 2 StGB. 

Beschluß 
VGH Kassel,§§ 80 Abs. 5 VwGO, 14 
Abs. 1 AuslG 
Keine Abschiebung für Iranerin 

Bei einer Abschiebung in den Iran droht Frauen 
möglicherweise Gefahr für ihr Leben oder ihre Frei­
heit, wenn sie nicht bereit sind, die islamischen Klei­
dungsvorschriften zu beachten. Es ist nicht ausge­
schlossen, daß für solche Frauen ein Abschiebungs­
hindernis i.S.d. § 14 Abs. 1 AuslG besteht. 
Beschluß des VGH Kasssel v. 14. 11. 1988 -13 TH 1094/87 

Aus den Gründen: 
Nach§ 187 Abs. 3 VwGO i.Vm. § 12 HessAG­

VwGO haben Rechtsmittel gegen die Androhung 
der Abschiebung, bei der es sich um eine Maßnahme 
der Verwaltungsvollstreckung handelt, abweichend 
von der Regel des§ 80 Abs. 1 VwGO keine aufschie­
bende Wirkung. Im Hinblick auf diese gesetzliche 
Regelung kann die Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen die Abschie­
bungsandrohung nach § 80 Abs. 5 VwGO nur dann 
in Betracht kommen, wenn im konkreten Fall das In­
teresse des Ausländers am vorläufigen weiteren Auf­
enthalt im Bundesgebiet aus besonderen Gründen 
dem öffentlichen Interesse an einer unverzüglichen 
Ausreise des Ausländers vorgeht. 

Hiervon ist dann auszugehen, wenn die ange­
griffene Abschiebungsandrohung offensichtlich 
rechtswidrig ist oder bei offenem Ausgang des 
Hauptsacheverfahrens eine Interessenabwägung er­
gibt, daß den privaten Interessen des Antragstellers 
am vorläufigen weiteren Verbleib im Bundesgebiet 
aus besonderen Gründen der Vorrang gegenüber 
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dem nach § 187 Abs. 3 i.Vm. § 12 HessAG-VwGO 
vermuteten öffentlichen Interesse am sofortigen 
Vollzug der Abschiebungsandrohung eingeräumt 
werden muß. In Anwendung dieser Grundsätze ist 
davon auszugehen, daß bei der in diesem Eilverfah­
ren allein möglichen summarischen Überprüfung 
der Sachlage die angegriffene Abschiebungsandro­
hung sich nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand 
nicht als offensichtlich rechtmäßig erweist und der 
Ausgang des Hauptsacheverfahrens bezogen auf die 
Rechtmäßigkeit der Abschiebungsandrohung als of­
fen anzusehen ist. Bei der danach gebotenen Interes­
senabwägung überwiegen die privaten Interessen 
der Antragstellerin daran, vorläufig im Bundesge­
biet bleiben zu dürfen, das öffentliche Interesse am 
sofortigen Vollzug der Abschiebungsandrohung. 

Die angegriffene Abschiebungsandrohung ist 
nicht offensichtlich rechtmäßig. Dte Antragstellerin 
beruft sich darauf, daß ihr im Falle einer Rückkehr in 
den Iran politische Verfolgung drohe, weil sie nicht 
bereit sei, sich an die für Frauen geltenden islami­
schen Bekleidungsvorschriften zu halten. Sie habe 
deshalb auch bereits in der Vergangenheit mehrfach 
Schwierigkeiten mit den iranischen Revolutions­
wächtern gehabt. Unter Berücksichtigung der in das 
Beschwerdeverfahren eingeführten Auskunft des 
Auswärtigen Amtes vom 6. Februar 1986 an das Bun­
desamt für die Anerkennung ausländischer Flücht­
linge, wonach Frauen, die sich zum wiederholten 
Male einen Verstoß gegen die islamische Kleiderord­
nung zu Schulden kommen lassen, mit öffentlicher 
Prügelstrafe zu rechnen hätten, scheint es dem Senat 
nicht ausgeschlossen, daß im Fall der Antragstellerin 
ein Abschiebungshindernis im Sinne des § 14 Abs. 1 
AuslG besteht. Der Antragstellerin droht nämlich 
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möglicherweise bei einer Abschiebung in den Iran 
Gefahr für ihr Leben oder ihre Freiheit wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe, nämlich der Gruppe der Frauen, die nicht 
bereit sind, die islamischen Bekleidungsvorschriften 
zu beachten. Ob ein derartiges Abschiebungshinder­
nis nach § 14 Abs. 1 AuslG, das auch schon bei der 
Abschiebungsandrohung zu beachten ist(§ 14 Abs. 2 
AuslG), tatsächlich besteht, kann jedoch nicht ab­
schließend im vorliegenden Beschwerdeverfahren 
geklärt werden. Insoweit sind weitere Ermittlungen, 
die dem Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben 
müssen, zu der Frage erforderlich, ob die drohenden 
Repressalien gegen Frauen, die sich beharrlich wei­
gern, die islamischen Bekleidungsvorschriften ein­
zuhalten, auf einer politischen Verfolgungsabsicht 
des Staates beruhen. Im Hauptsacheverfahren wird 
insbesondere zu klären sein, ob die iranischen Be­
hörden bzw. die Revolutionswächter, deren Verhal­
ten dem iranischen Staat zuzurechnen wäre, in derar­
tigen Fällen eine regimefeindliche Einstellung der 
betreffenden Frauen vermuten und mit der Bestra­
fung den politischen Gegner treffen wollen. Sollte 
dies der Fall sein, würde sich die angegriffene Ab­
schiebungsandrohung als rechtswidrig erweisen, da 
sie nicht die Einschränkung enthält, daß eine Ab­
schiebung in den Iran ausgeschlossen ist. 

Hiernach muß der Ausgang des Hauptsachever­
fahrens hinsichtlich der Frage der Rechtmäßigkeit 
der Abschiebungsandrohung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt als offen angesehen werden. Die danach 
gebotene Interessenabwägung muß zugunsten der 
Antragstellerin ausfallen. Es ist der Antragstellerin 
angesichts der ihr im Iran möglicherweise drohen­
den Gefahren für ihr Leben bzw. ihre Freiheit nicht 
zuzumuten, vor einer endgültigen Aufklärung des 
Sachverhalts in den Iran zurückzukehren, da dies für 
sie möglicherweise schwerwiegende, nicht wieder­
gutzumachende Folgen hätte. Unter diesen Umstän­
den müssen die öffentlichen Interessen an einer bal­
digen Ausreise der Antragstellerin zurücktreten. 

Nach alledem ist unter Abänderung der erstin­
stanzlichen Entscheidung die aufschiebende Wir­
kung des Widerspruchs der Antragstellerin gegen 
die Abschiebungsandrohung anzuordnen. 

Im übrigen, das heißt hinsichtlich der Ableh­
nung der Aufenthaltserlaubnis, muß die Beschwerde 
allerdings erfolglos bleiben. Das Verwaltungsgericht 
hat insoweit die Gewährung einstweiligen Rechts­
schutzes zu Recht versagt. Ob der Antragstellerin 
eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen ist, ist zumin­
dest zweifelhaft. Selbst wenn man der Auffassung 
sein wollte, daß der Antragstellerin, die - wie das 
Verwaltungsgericht zu Recht ausgeführt hat - unter 
Verstoß gegen Sichtvermerksvorschriften eingereist 
ist, der Sichtvermerksverstoß nicht (mehr) entgegen­
gehalten werden darf, weil dies eine vom Gesetz 
nicht beabsichtigte Härte darstellte bzw. weil ihr 
trotz des Einreiseverstoßes - allerdings von einer an­
deren Ausländerbehörde - bereits eine auf ein Jahr 
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befristete Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde, muß es 
zumindest als fraglich angesehen werden, ob der An­
tragstellerin ein Anspruch auf Erteilung einer Auf­
enthaltserlaubnis zusteht. Dies w~re nur dann der 
Fall, wenn überwiegende öffentliche Belange oder 
persönliche Interessen der Antragstellerin die Ertei­
lung einer Aufenthaltserlaubnis zwingend erforder­
ten. 

Selbst wenn sich jedoch im Hauptsacheverfah­
ren herausstellen sollte, daß die Antragstellerin aus 
humanitären Gründen nicht in de; Iran abgescho­
ben werden darf, folgt daraus noch nicht zwingend 
ein Anspruch der Antragstellerin auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis. Vielmehr wird insoweit im 
Hauptsacheverfahren die Frage zu klären sein, ob 
unter diesen Umständen nicht lediglich Abschie­
bungsschutz in Form einer Duldung zu gewähren 
ist. Nach alledem muß der Ausgang des Hauptsache­
verfahrens hinsichtlich der Versagung der Aufent­
haltserlaubnis ebenfalls als offen angesehen werden. 
Die danach wiederum vorzunehmende Interessen­
abwägung fällt zu Ungunsten der Antragstellerin 
aus. Ihrem Interesse, bis zur Klärung der Sachlage 
einstweilen nicht in den Iran zurückkehren zu müs­
sen, wird ausreichend durch die Gewährung einst­
weiligen Rechtsschutzes hinsichtlich der Abschie­
bungsandrohung Rechnung getragen. 

Mitgeteilt von RAin Irene Lehmann, Frankfurt 
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